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s 6) en Töchterschulen wnrden nach Anhörung der Wünsche und Ansichten

des löbl. Stadtraths für die Zukunft wie folgt geordnet : Die Besoldung einer

Klassenlehrerin soll Hinsort bestehen in 600—800 Fr. nebst 120 Fr. als Woh-

nungs- und Holzentschadiguug. Bei Festsetzung der Besoldung zwischen dem

bezeichneten Minimum und Maximum hat der Regierungsrath einerseits die

Ansichten des StadtrathS anzuhören, anderseits die Leistungen nnd das Dienst-

alter der Lehrerinnen zn berücksichtigen. Für das verflossene Jahr sollen die

Lehrerinnen, welche 10 Dienstjahre zahlen, mit Inbegriff der Entschädigungen

für Wohnung und Holz, Fr. 800, die jüngern Fr. 700 erhalten. — Dem

Religionslehrer ist der Gehalt von Fr. 228 auf Fr. 450 erhöht und dem Rector

eine Zulage von Fr. 250 zugesichert. — Bezüglich des Gehaltes des Hrn.
Lehrer Ari g er bleibt es bis auf Weiteres sch. h. bis zur Gründung der höhern

Töchterschule) bei den voriges Jahr angenommenen Stipulationen. — Das

Wahlrecht der Lehrerinnen soll wie bisher durch die Regierung, doch unter

Berücksichtigung der Wünsche des Stadtraths und auf Vorschlag des

Erziehungsrathes, ausgeübt werden. Den Religionslehrer wählt wie bisher dcr

Regierungsrath, den Rektor der Erziehungsrath.

— In Luzern hat die gemeinnützige Gesellschaft gemäß erhaltener

Einladung ein provisorisches Comité bestellt, welches sich mit den ersten erforderlichen

Einleitungen für die Einrichtuug der Bächtelenanstalt auf dem Gabeldinger

Hof am Sonncnberg zn befassen hat. Es besteht aus den HH. Kan-

tonalschnlinspektor Riedweg, Verwalter Pfvffer-Knörr und Staatsschreiber

Zingg-
Unterwalden. Die Gemeinde Sta n s sta d besitzt, wie bekannt, bis

heute für ihre zahlreiche Jugend kein eigenes Schulhaus und ist genöthigt,

Lehrer und Schüler in einem finstern, engen und ungünstig gelegenen Lokal

unterzubringen. Es ist nun der Bau eines Schulhauses beschlossen und zur

Deckung der für die aru:e Gemeinde unerschwinglichen Kosten eine Wohlthä-

tigkeitslotterie in's Leben gerufen worden.

Baselland. Herr alt-Staatsanwalt vr. Zutt gibt, bezüglich Anspruchsund

Benützungsrecht von Seite des Staats und dcr Gemeinde Liestal an dem

ehemaligen Realschulgebäude, sein Gutachten dahin ab: daß dem Staat das

EigenthumSrecht des Gebäudes, welches früher als Realschulgebäude, später als

Bezirksschule benntzt wurde, zustehe, das der Gemeinde Liestal eingeräumte

Benützungsrecht aber aufgehört habe und der Staat somit alle aus der Natur
des Eigenthums fließenden Rechte bezüglich dieses GebändeS anszuüben befugt

sei. Daraus solge, daß, wenn der Staat dieses scin Gcbäude zu einer

Bezirksschule verwende, die Gemeinde Liestal das zu leisten habe, was der ein-
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